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Amts ⸗Blatt. 


— — — — —-— . — — 


No. 51. Marienwerder, den 20ſten Dezember 1848. 
2 * mn ——— a—2—V — 


Das 53ſte, 54ſte u. 55ſte Stück der Geſetzſammlung enthält unter: 


Nro. 3062. das Patent über die Publikalion des Reichsgeſetzes, betreffend die 
Einführung einer deutſchen Kriegs und Handels⸗ Flagge, vom 25ſten 
November 1848; 


Nro. 3063. die Beſtätigungsurkunde für die Berliner gemeinnützige Baugeſellſchaft, 
vom 28ſten Oktober 1848; 


Nro. 3064. die Verordunng, betreffend die Auflöſung der zur Vereinbarung der 
Verfaſſung berufenen Verfammlung, vom Sten Dezember 1848; 

Nro. 3065. die Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat, vom Sten Dezem⸗ 
ber 1848; 


Nro. 3066. das Patent, betreffend die Zuſammenberufung der Volksvertreter, 
vom öten Dezember 1848; 


Nro. 3067. das interimiftifche Wahlgeſetz fir die erſte Kammer, vom Gen De- 
zember 1848; 


Nro. 3068. das Wahlgeſetz für die zweite Kammer, vom Eten Dezember 1848. 


1. Regulati v 
die Eiſenbahn⸗Commiſſariate betreffend. 


Mit Bezug auf $. 46. des Geſetzes vom Zten November 1838, die Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmungen betreffend, wird zur näheren Feſtſtellung des Geſchaͤflobe⸗ 
tes der Eiſenbahn-Cemmiſſariate Folgendes beſtimmt: 

$. 1. Zum Reſſort der Königlichen Eiſenbahn⸗Commiſſarien, welchen nun⸗ 
mehr beſondere, mit dem Eiſenbahnweſen vertraute techniſche Commiſſarien zuge⸗ 
ordnet worden, und welche die Firma: „Königliches Eiſenbahn⸗Conmiſſariat“ 
fuhren, gehört die Wahrung der Rechte des Staats, den Eiſenbahn⸗Geſellſchaften 
gegenüber, fo wie der Intereſſen der Eiſenbahn⸗ Unternehmungen als gemeinnützi⸗ 
Au ger Anſtalten und der Intereſſen des die Eiſenbahnen benutzenden Publikums, wo⸗ 
sgegeben in Marienwerder den 21. Dezember 1848 
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gegen im Uebrigen die Wahrung der Rechte des Publikums, den Eiſenbahn⸗Ge— 
ſellſchaften gegenüber, dem Reſſort der Provinzial⸗Rezierungen verbleibt. 

Demgemäß reſſortiren vor den Königlichen Commiſſariaten die finanziellen 
und alle Betriebs-Angelegenheiten der Eifenbahn- Gefellfehaften, ſofern da⸗ 
bei ein allgemeines Intereſſe obwaltet, desgleichen die Fürſorge für die Aufrecht⸗ 
haltung und Befolgung des Geſellſchafts-Statuts und der den Geſellſchaften 
auferlegten Bedingungen, insbeſondere auch die Ueberwachung der Ausführung 
des vorgeſchriebenen Bahn - Polizei» Reglements, jo wie der mit der Handhabung 
des letztern beauftragten Bahn⸗Beamten; vor den Königlichen Regierungen, außer 
den Expropriationen und der Ausübung der Polizei⸗Straf-Gewalt, namentlich 
die wegen der Bahn⸗Anlage nothwendige Regulirung der Wege-Bewäſſerungs⸗ 
und Vorfluths- Angelegenheiten. 

Die im F. 22. des Geſetzes vom Zten November 1838 erwähnte Reviſion 
einer im Bau vollendeten Eiſenbahn-Anlage iſt von Commiſſarien der betreffenden 
Königlichen Regierung und von den Eiſenbahn⸗Commiſſarien gemeinſchaftlich vor⸗ 
zunehmen, Auf Grund des gemeinſchaftlichen Gutachtens hat die Regierung über 
die Zuläfſigkeit der Betriebs -Eröffnung zu befinden. 

$. 2. In Angelegenheiten, bei welchen das Reſſort der Königlichen Regie— 
rung und das des Eiſenbahn⸗Commiſſariats ſich bewährt, wie bei der Prüfung 
des Bauprojekts und der Unterſuchung von Unglücksfällen und Vergehen, bei der 
Ausübung der Disciplinar⸗Strafgewalt gegen Bahn⸗Polizei⸗Beamte, haben beide 
Behörden ſich mit einander zu benehmen. Bei Unglücksfällen und Vergehen gegen 
die zur Sicherung der Eiſenbahnen und des Betriebes auf denſelben beſtehenden 
Polizei⸗ und Criminal⸗Geſetze hat jedoch das Eiſenbahn-Commiſſariat die nächſte 
Pflicht, für die Aufnahme des Thatbeſtandes Sorge zu tragen. 

Den Berichten der Königlichen Regierungen an die vorgeſetzten Miniſterien 
in Angelegenheiten, die das beiderſeilige Reſſort berühren, iſt die Aenßerung oder 
das Gutachten des Commiſſariats jederzeit beizufügen. a 

§. 3. Alle Verfügungen der Königlichen Regierungen an die Vorſtände der 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaften find an das Eiſenbahn-Commiſſariat zu adrefficen, wie 
auch umgekehrt alle Berichte der Vorſtände an die Königlichen Reg'erungen durch 
das Commiſſariat an dieſe gelangen. 

§. 4. In den Competenz⸗Verhältniſſen der Königlichen Regierungen und 
der Königlichen Eiſenbahn-Commiſſariate den Miniſterien und den Königlichen 
Ober⸗Präſidien gegenüber wird durch dieſe Verfügung nichts geändert. 

Berlin, den 24ſten November 1848. 
Miniſterium des Innern. Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
gez. v. Manteuffel. öffentliche Arbeiten. Im Allerhöchſten 
Auftrage. gez. v. Pommer-Esche. 
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II. Mittelſt Allerhöchſter Verordnung vom 24ſten Mai d. J. (Geſetzſamm⸗ 
lung Nro. 29. pro 1848) iſt vorgeſchrieben worden, daß die Preußiſchen Poſt⸗ 
anftalten bei Aufgabe von Briefen oder Brief-Adreſſen auf Verlangen baare Zah⸗ 
lungen in Beträgen bis zu Fünf und Zwanzig Thalern aufwärts einſchließlich zur 
Wiederauszahlung an einen beſtimmten Empfänger im Bereiche des Preußiſchen 
Poſt⸗Verwaltungsbezirkes anzuſehmen verpflichtet fein ſollen. — Durch dieſe Aller⸗ 
höchſte Beſtimmung wird dem Geldnerkehr in kleinen Beträgen eine weſentliche 
Erleichterung gewährt, indem danach die Uebermittelung mäßiger Summen mit 
weniger Mühe, größerer Sicherheit und groͤßtentheils für geringere Koſten wid 
erfolgen können, als bei der baaren Verſendung. — Dieſe neue Einrichtung ſoll, 
nachdem die desfalls erforderlichen Vorbereitungen beendigt worden ſind, mit dem 
Iſten Dezember d. J. zur Ausführung kommen. 


Dabei iſt folgendes Verfahren zu beobachten: Jede Preußiſche Poſtanſtalt 
iſt verpflichtet, Einzahlungen von den kleinſten Beträgen bis zu Fünf und Zwanzig 
Thalern einſchließlich in kaſſenmäßigem Gelde auf Briefe oder Brief⸗Adreſſen zur 
Wiederauszahlung an einen beſtimmten Adreſſaten nach Orten innerhalb des Preu⸗ 
ßiſchen Poſt⸗Verwaltungsbezirks anzunehmen. 

Für die richtige Auszahlung ſolcher Beträge haftet die Poſtverwaltung in 
derſelben Weiſe, wie bei der Verſendung von Geldern. 

Die für dergleichen Zahlungsleiſtungen zu entrichtende Gebühr beträgt einen 
halben Silbergroſchen für jeden Thaler und für jeden Theil eines Thalers. 

Auf dem Briefe oder der Brief-Adreſſe muß der Vermerk: 

„hierauf eingezahlt Thlr. ſgr. pf.“ 
enthalten ſein. Die Thalerſumme muß in Buchſtaben, der Betrag an Groſchen 
und Pfennigen in Zahlen ausgedrückt ſein. Seinen Namen braucht der Abſender 
bieſem Vermerke nicht beizufügen. — Ueber die geleiſtete Einzahlung wird dem 
Abſender ein Schein ertheilt. 

Auf Bricfe, welche deklarirtes Geld oder Geldeswerth enthalten, ferner auf 
recommandirte Briefe und auf Packet⸗Adreſſen, es mögen zu denſelben ordinaire oder 
geldwerthe Packete gehören, werden vorläufig baare Einzahlungen nicht angenommen. 

Vorerſt konnen Briefe oder Brief⸗Adreſſen, worauf baare Einzahlungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, nur mit den Fahrpoſten und den denſelben gleich zu achtenden 
Poſtengattungen verſandt werden. 

Am Beſtimmungsorte wird dem Adreſſaten ein Formular zum Auslieferungs⸗ 
ſchein und zugleich der Brief oder die Brief-Adreſſe behändigt. Gegen den vell- 
zogenen und unterfiegelten Schein wird dem Adreſſaten der Betrag der ſtattgefun⸗ 
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denen Einzahlung ausgezahlt. Erfolgt die Beſtellung des Scheines und Briefes 
durch den Briefträger, ſo wird dabei in gleicher Weiſe verfahren, wie bei der Be⸗ 
ſtellung des Auslieferungsſcheines zu einem Geldbrieſe. 


Die Mitſendung des baaren Geldes durch den Briefträger findet, wenn der 
Adreſſat am Orte der Poſtanſtalt wohnt, nicht ſtatt. Wohnt der Adreſſat in dem 
Umkreiſe der Poſtanſtalt, fo koͤnnen mäßige Beträge dem Laudbriefträger zur Aus⸗ 
zahlung an die Adreſſaten mitgegeben werden. 


Wenn ein Brief, auf welchen eine Einzahlung ſtattgefunden hat, nach dem 
Abgangsorte zurückkommt, ſo wird derſelbe dem Abſender gegen Quittung und 
Aushändigung des Einlieferungsſcheines zurückgegeben. Iſt der Abſender äußer⸗ 
lich nicht zu erkennen, fo geht der Brief an die Retourbrief⸗Oeffnungs⸗Kommiſſion. 
Kann auch auf dieſem Wege der Abſender nicht ecmittelt werden, fo wird derſelbe 
wie bei zurückgeſandten Geldbriefen zur Empfangnahme öffentlich aufgefordert. 
Meldet ſich der unbekannte Abſender nicht, ſo wird der Brief dem General-Poſt⸗ 
Amte eingereicht und der eingezahlte Betrag zur Poſt-Armen⸗Kaſſe abgeliefert. 


Die Portotaxe für dergleichen Uebermittelungen ſetzt ſich zuſammen: 
1. aus dem Porto für den Brief oder die Brief⸗-Adreſſe nach den gewoͤhn⸗ 
lichen Sägen, und 
2. aus der Einzahlungs⸗Gebuͤhr. 
Die Einzahlungs⸗Gebühr betragt als Minimum, nämlich für eine Einzah⸗ 
lung unter und bis zu einem Thaler inel. Yz ſgr. und fo fort für jeden Thaler 
oder Theil eines Thalers ½ ſgr. 


Es ſteht dem Abſender frei, die Sendungen frankirt oder unfrankirt aufzuge- 
ben, doch kann die Bezahlung des Porto und der Einzahlungsgebühr nicht von 
einander getrennt werden. 


Bei nachzuſendenden Briefen mit Einzahlungen wird das Porto für den Brief 
nach den für ſolche Falle beſtehenden allgemeinen Vorſchriften erhoben. Die Ein⸗ 
zahlungsgebühr bleibt ſich für alle Entfernungen gleich. 


Bei zurückzuſendenden Briefen mit Einzahlungen wird das Porto und die 
Gebühr nur für den Hinweg, nicht aber für den Rückweg erhoben. 

Wenn Behörden, Corporationen oder Perſonen eine portofreie Rubrik ge- 
brauchen, ſo kann dieſelbe nur auf den Brief Anwendung finden. Die Gebuͤhr 
für die Einzahlung muß auch in ſolchen Fällen von dem Abſender oder Empfänger 
entrichtet werden. 

Das Beſtellgeld iſt dem für gewöhnliche Briefe gleich. Für Beträge, welche 
durch die Landbriefträger überbracht werden, iſt das Beſtellgeld für den Brief und 
das Geld 2 ſgr. 


Sobald die Erfahrung das Bedürfniß der einzelnen Poſtanſtalten an Zah⸗ 
lungs mitteln für ſolche Geldzahlungen feſtgeſtellt hat, wird das General-Poſtamt 
Anordnungen treffen, damit überall die erforderlichen Summen zur prompten Be- 
richligung der Zahlungen bereit gehalten werden. Auch für den Fall eines bis 
dahin elwa hervortretenden ungewöhnlichen Bedürfniſſes an Zahlungsmitteln ſind 
die Poſtanſtalten mit der nöthigen Juſtruktion verſehen worden. Es kann indeß 
in der erſten Zeit des Veſtrhens der neuen Einrichtung dennoch der Fall eintre⸗ 
ten, daß einzelne Auszahlungen um kurze Zeit verzögert werden. Wenngleich ſolche 
Fälle thunlichſt vermieden werden rollen, fo wird doch dieſerhalb ein Entſchaͤdi⸗ 
gungs⸗Anſpruch gegen die Poſtverwallung nicht erhoben werden können. 


Berlin, den 23ſten November 1848. 
General⸗Poſt⸗Amt. 


Ii. Es kommen, namentlich zur Weihnachtszeit, haͤuſig Fälle vor, in wel⸗ 
chen durch unzweckmaͤßige Verpackung und mangelhafte Siguirung der mit der 
Poſt zu verſendenden Päckereien Beſchaͤdigungen, Verwechſelungen und Verluſte 
herbeigeführt werden. Insbeſendere iſt dies bei Packetſendungen, welche für Sol⸗ 
daten beſtanmt find, der Fall, welche haufig nicht haltbar und angemeſſen verpackt, 
noch häufiger aber undeutlich und unleſerlich ſignirt ſind. 


Dem Publikum werden daher die in dem Porto⸗Tax⸗Regulativ vom 18ten 
Dezember 1824 — Abſchn. VI. §. 80 — 89. — enthaltenen Vorſchriften über 
zweckmäßige Verpackung und dauerhafte Bezeichnung der Päckereien, welche zur 
Verſendung mit der Poſt beſtimmt find, inigleichen die Bekanntmachung vom 1ſten 
April 1832, wonach 


1. alle mit den Poſten zu verſendenden Päckreien ohne Aus⸗ 
uahrre, dem Inhalte angmeſſen und nach Maaßgabe der 
Weite des Transportes haltbar verpackt, gehörig verſchnürt 
und verſiegelt, und 


2. mit einigen lesbaren, großen Buchſtaben, allenfalls auch mit 
einer Nummer, ferner: mit dem Beſtimmungsorte, und wenn 
in dieſem keine Poſt⸗Anſtalt befindlich if, mit dem Namen der 
nächſten Poſt-Anſtalt deutlich bezeichnet werden müffen, 


zur genauen Beachtung in Erinnerung gebracht. Außer auf zweckmäßige, dauer⸗ 
hafte Verpackung iſt, namentlich bei Sendungen, welche an Soldaten gerichtet ſind, 
genau darauf zu achten, daß die Siegel, mit welchen das Packet ver- 
ſchloſſen iſt, mit dem Siegel des Begleitbriefes oder der Adreſſe 
genau übereinſtimmen. 
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Die Poſt⸗Anſtalten find wiederholt angewieſen worden, nur vorſchriftsmäßig 


verpackte und ſiguirte Packetſendungen zur Beförderung mit der Poſt anzunehmen. 


Iv. 


Berlin, den 10ten Dezember 1848. 
General-Poſt⸗Amt. 


Diejenigen Candidaten der Theologie, welche im nächſten Termin das 


Examen pro ministerio zu beſtehen gedenken, haben ſich dazu mit Einreichung der 
erforderlichen Zeugniſſe bei uns zu melden. 


1. 
2. 
3. 
4. 


S 


Die Zeugniſſe find: 
das Taufatteſt; 


das Atteſt über erfüllle Militairpflicht; 
das Abgangszeugniß von der Univerſilat; 
die licentia «oncionandi; 


das Zeugniß des vorgeordneten Kreis» Superintendenten über die ſittliche 
Führung und theologiſche und pädagogiſche Fortbildung, beſonders über 
die Uebung im Predigen und Katechiſiren; 

der Communionſchein; 


das curriculum vitae, welches ſich nicht blos auf einen dürftigen Abriß der 
äußern Lebensereigniſſe zu beſchränken, ſondern auch auf den innern Gang 
ihrer geiſtlichen Bildung einzugehen hat, in lateiniſcher Sprache, und 

ein Atteſt über den Beſuch eines Schullehrer⸗ Seminars, wovon nur unter 
den in der die pädagogiſche Ausbildung der Candidaten betreffenden Cir⸗ 
cular⸗Verfügung an ſämmtliche Superintendenten vom 21ſten Juli 1842 
enthaltenen Bedingungen dispenſirt werden kann. 


Die Meldung muß ſpäteſtens bis zum iften Februar k. J. bei uns geſchehen, 


worauf den Candidaten die Aufgaben zu den ſchriftlichen Arbeiten werden zuge⸗ 
ſtellt werden. Der Termin zur Einreichung der ſchriftlichen Prüfungs-Arbeiten 
wird ſpäteſtens auf den ten April beſtunmt, wonach, wenn kein abweiſender Be⸗ 
ſcheid erfolgt, die mündliche Prüfung bei uns am 30ſten April k. J. beginnen 
wird, nachdem zuvor das Tentamen bei der theologiſchen Fakultät ſtattgefunden 
hat, zu welchem ſich die Candidaten bei dem zeitigen Herrn Dekan am 20ſten 
März k. J. zu melden haben. 

Meldungen oder ſchriftliche Arbeiten, welche ſpäter eingehen, werden zum 
nächftfolgenden Termin zurückgelegt. 


Königsberg, den üſten Dezember 1848. 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Preußen. 
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V. Nachſtehende Bekanntmachung: 

„Jun Folge des von einer Fraktion der National⸗Verſammlung ausgegange⸗ 
nen Aufrufes zur Steuer verweigerung find dem Königlichen Staats ⸗Miniſterium, 
um etwaigen Berlegenheiten der Staatskaſſe vorzubeugen, aus allen Theilen der 
Monarchie zahlreiche Auerbietungen zu Steuer⸗Vorausbezahlungen und Geldbes⸗ 
trägen aller Art — nicht ſelten mit ausdrücklicher Verzichtleiſtung auf Rückzahlung 
und Verzinſung — gemacht worden. Mehrere Patriolen haben ſogar mit der un⸗ 
eigennützigſten Hochherzigkeit ihr geſammtes Vermögen dem Staate zur freieſten 
Verfügung geſtellt. 

Der gedachte Aufruf, welcher von den traurigſten Folgen für unſer geſamn⸗ 
tes Vaterland hätte werden können, iſt — Dank ſei es dem geſunden Sinne des 
Volks — faſt ohne alle Wirkung geblieben und hal nur an wenigen Orten eine 
ganz kurze Stockung der Steuereinzahlungen nach ſich gezogen. Die Staatskaſſe 
befindet ſich daher nicht in der Lage, zur Befriedigung der Staatsbedürfniſſe von 
den bereitgeſtellten Opfern Gebrauch machen zu dürfen. 

Nichtsdeſtowenger erſcheint es dem Unterzeichneten als eine mit Freudigkeit 
zu erfüllende Pflicht, den hohen Werth der gemachten Anerbielungen und des ſich 
darin kundgebenden Ausdrucks wahrer Vaterlandskiebe hiermit öffentlich dankend 
anzuerkennen. Berlin, den Sien Dezember 1848. 

Für den Finauz-Miniſter. Kühne.“ 


bringen wir mit Bezug auf unfere im. Amtsblatt Nro. 48. enthaltene Bekanntma⸗ 
chung vom 24ften v. M. mit dem Hinzufügen zur öffentlichen Kenntniß, daß der 
Steuer⸗Verweigerungs⸗ Aufruf, wie es von dem anerkannt ehrenwerthen und ge⸗ 
ſetzlichen Sinne der Bewohner unſeres Verwaltungsbezirks zu erwarten war, fo 
weit uns bekannt geworden, auch im hieſigen Departement ohne Wirkung geblie⸗ 
ben iſt. Marienwerder, den 14ten Dezember 1848, 


Königlich Preußiſche Regierung. 


VI. In Nro. 38. des Amtsblattes pro 1847 haben wir bekannt gemacht, 
daß öffentliche Ankündigungen und Empfehlungen von Arzuei oder ſogenann⸗ 
ten Geheimmittein nur dann zum Druck verſtattet werden dürfen, wenn entweder 
die Genehmigung des Kreisphyſikus zu ſolchen Ankündigungen oder das Atteſt 
eines inlandiſchen Phyſikus beigebracht wird, daß das betreffende Haus⸗ oder Ge⸗ 
heimmittel der menſchlichen Geſundheit nicht ſchädlich iſt. Da nach Aufhebung der 
Cenſur dieſe Präventivmaaßregel nicht mehr eintritt, fo wird den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ($. 693. und 694. Tit. 20. Thl. II. A. L. N.) zu Folge, und in Ge⸗ 
mäßheit des Reſkripts der Königl. Ministerien des Innern und der Medizinal- 
Angelegenheiten vom Tten d. M., jeder Verkauf und jede Ankündigung von Ge⸗ 
heimmitleln und ähnlichen Arzneimitteln, die nicht durch ein amtliches Atteſt des 
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Kreisphyſikus des Ortes oder des Kreiſes ausdrücklich nachgelaſſen find, als ſtraf⸗ 
bar verfolgt werden, welches wir hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringen. 
Marienwerder, den 29ſten November 1848. 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


VII. Es find in letzterer Zeit dem Königl. Kriegs⸗Miniſterio, Abtheilung für 
das Invaliden⸗Weſen, mehrere Geſuche ehemaliger Soldaten um Bewilligung von 
Invaliden⸗Penſionen und reſp. um Erhöhung dieſer bereits zugeſtandenen Penfis⸗ 
nen zugegangen. Dieſe Geſuche baden von Seiten des Königl. Miniſteru nur den 
betreffenden Landräthen zur näheren Prüfung und reſp. Weiterbeförderung an die 
betreffenden Landwehr⸗Bataillons-Commando's zugefertigt werden können und da⸗ 
her in Folge dieſes unrichtig eingeſchlagenen Weges jeden Falls eine Verzögerung 
erfahren. 

Im höheren Aufkrage werden daber alle diejenigen, welche Anſpruch auf eine 
Invaliden⸗Penſton oder auf eine Erhöhung der letztern zu haben vermeinen, hier⸗ 
mit aufgefordert, ſich mit den diesfälligen Geſuchen nicht an das Königl. Kriegs. 
Miniſterium, ſondern an die Landräthe derjenigen Kreiſe, in welchen br Wohnort 
liegt, zu wenden, welche alsdann das weiter Erforderliche veranlaſſen werden. 

ö Marienwerder, den ten Dezember 15:8. 
Königlich Preuſßiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


vin. Die Königl. Miniſterien haben zum Wiederaufbau des im Städtchen 
Medzibor, Kreis Wartenburg, Regierungsbezirks Breslau, abgebrannten evangeli⸗ 
ſchen Schulhauſes eine allgemeine evangeliſche Haus⸗ und Kirchen⸗Kollekte bes 
willigt. — Die Herren Geiſtlichen evangeliſcher Koufeſſion in unſeim Verwaltungs⸗ 
bezirk werden demnach aufgefordert, dieſe Kollekte in den Kirchen ihrer Parochie 
an einem dazu geeigneten Sonntage zu veranlaſſen und die eingegangenen Bei⸗ 
träge oder Vacat⸗Anzeigen bis zum ſten März k. J. an die vorgeſetzten Herren 
Superintendenten eingufenden, welche letztere die Geſammtbeträge bis zum 15ten 
März k. J. den betreffenden Kreis⸗Kaſſen üderweiſen und uns zugleich davon An⸗ 
zeige machen werden. 

Eden fo haben die Herren Landräthe, Domalnen⸗Rentämter, das Domainen⸗ 
Amt Strasburg und die Magiſträte in ihrem Geſchäftsbezirk die Haus⸗Collekte 
bei den evangeliſchen Bewohnern abhalten zu kaſſen, und die eingegangenen Gelder 
oder Vacat⸗Anzeigen bis zum 15ten Marz k. J. den betreffenden Kreis⸗Kaſſen 
zuzuſtellen, letztere werden dagegen angewieſen, die eingegangenen baaren Beträge 
und Vacat⸗Anzeigen bis zum sten April k. J. au unſere Hauptkaſſe einzufenden. 

Marienwerder, den 6ten Dezember 1818, 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Junern. 


